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Der Berliner Ableger der Gewerkschaftsjugend der Bildungsgewerkschaft GEW hat sich mit einem
offenen Brief an ihren Landesvorstand gewandt, um einen Erzwingungsstreik zu organisieren. Nach
mittlerweile 8 Warnstreiks und 0 Gesprächsbereitschaft seitens des grünen Finanzsenators Daniel
Wesener wollen sie den Druck auf den Senat dadurch erhöhen, dass die Verhandlungen für
gescheitert erklärt werden, eine Urabstimmung eingeleitet und zu einem unbefristeten Streik
aufgerufen wird, der erst aufhört, wenn das Ziel erreicht ist. Unsere Lehrer:innen kämpfen dabei für
einen Tarifvertrag-Gesundheit, dessen Ziel es ist, überfüllten Klassen zu verkleinern. Für sie heißt
das: weniger Stress und Arbeitsbelastung. Für uns heißt das: besser Lernen, mehr Zeit und weniger
genervte Burn-Out-Mathelehrer. Lasst uns diese Kämpfe verbinden! Wie das genau funktionieren
soll, erfahrt ihr in unserer neuen Schüler:innenzeitung oder auf unserer Homepage. Außerdem
findet hier den offenen Brief der jungen GEW zum Nachlesen. Streik in der Schule, Uni und Betrieb:
Das ist unsere Antwort auf ihre Politik!

Im Folgenden spiegeln wir den offenen Brief:

Erzwingungsstreik jetzt
Wir fordern den Landesvorstand auf, die Verhandlungen um den Tarifvertrag-Gesundheit mit dem
Berliner Senat für gescheitert zu erklären. Wir, die streikenden Lehrer:innen, wollen selbst Einfluss
auf die Frage nehmen, wie unser Arbeitskampf geführt wird. Der LV möge deshalb alle nötigen
Schritte für eine Abstimmung über einen Erzwingungsstreik einleiten. Wir streiken, bis wir unseren
Tarifvertrag haben!

Begründung

Die Arbeitsbelastung in den überfüllten Klassen unserer Schulen ist unzumutbar. Während die
Schüler:innenzahlen 2023 weiter ansteigen werden, fehlen noch immer rund 1.000 Kolleg:innen in
Berlin. Noch immer hat der Senat keinerlei Schritte unternommen, um diesen Mangel zu beheben.

Die Untätigkeit des Berliner Senats hat uns zum Handeln gezwungen. Mit unserem Kampf für einen
Tarifvertrag-Gesundheit möchten wir die Arbeitsbelastung für uns alle durch eine gesetzliche
Verankerung von kleineren Klassengrößen verringern. So waren wir im vergangenen Jahr mit
ganzen sieben Warnstreiks auf der Straße. Wir waren viele und wir waren laut. Auch der
Landeselternausschuss hat sich unseren Forderungen angeschlossen. Und trotzdem lehnt der grüne
Finanzsenator Daniel Wesener bis heute ab, überhaupt mit uns zu sprechen. Wir finden: Jetzt
reicht’s! Wir finden, dass wir mehr Druck machen müssen, um den Senat endlich von seiner
Blockadehaltung abzubringen. Wir finden, dass wir einen Erzwingungsstreik zur Durchsetzung
unserer Forderungen brauchen.

Während der Senat unsere monatlichen Warnstreiks noch teilweise ignorieren konnte, kann die
Bildungsverwaltung bei einem Erzwingungsstreik nicht mehr den Kopf in den Sand stecken und
Augen und Ohren vor uns verschließen. Ein Erzwingungsstreik ist unser verfassungsmäßig
geschütztes Recht nach gescheiterten Tarifverhandlungen den Druck auf den Arbeitgeber zu
erhöhen. Wir fordern deshalb unsere Verhandlungsführer:innen Anne Albers (Leiterin des
Vorstandsbereichs Beamten-, Angestellten- und Tarifpolitik) und Udo Mertens (Leiter des
Vorstandsbereichs Beamten-, Angestellten- und Tarifpolitik) auf, der Wahrheit ins Auge zu sehen:
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Erkennt, dass es keine Verhandlungen geben wird, wenn wir den Druck nicht erhöhen! Erklärt die
Verhandlungen für gescheitert! Auf mehreren Personalversammlungen hat uns Udo versprochen, im
kommenden Jahr die „Daumenschrauben anzuziehen“. Udo, halt dich an dein Versprechen und leite
eine Urabstimmung für einen Erzwingungsstreik ein!

Wir lassen uns nicht lähmen von der Verzögerungs- und Hinhaltetaktik des Senats. Wir wollen
unseren Tarifvertrag, denn unter den gegebenen Umständen, weiß kaum jemand von uns, wie wir
diesen Job, den wir doch alle eigentlich irgendwo auch lieben, die nächsten zehn Jahre weiter
machen sollen. Lasst uns deshalb gemeinsam das Thema Bildung auf die Tagesordnung des Berliner
Wahlkampfes setzen!

Dafür wollen wir nun endlich „die Daumenschrauben anziehen“. Wir fordern den GEW-
Landesvorstand mit diesen Unterschriften dazu auf, alle notwendigen Schritte für einen
Erzwingungsstreik in die Wege zu leiten und diesen aktiv zu organisieren. Natürlich freuen wir uns
auch über Solidarität von Kolleg:innen aus anderen Bundesländern, denn die Frage von kleineren
Klassen betrifft nicht nur Berlin.


